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Sehr geehrter Herr Schweizer,

vielen Dank für Ihre ausführliche und engagierte mail zur Hundesteuer, bei
mir als zuständigem Politikberater der Fraktion rennen Sie damit offene
Türen ein. In diesem Sinne sollten wir miteinander in Kontakt bleiben.

Mit freundlichen Grüßen, 

Nils Opitz-Leifheit
(Parlamentarischer Berater)

Landtag Baden-Württemberg
SPD-Fraktion
Konrad-Adenauer-Str. 15
70173 Stuttgart

Tel: 0711-2063785 fax: 0711-2063710


-----Ursprüngliche Nachricht-----
Von: Mendler, Martin 
Gesendet am: Montag, 4. Februar 2002 08:37
An: Opitz-Leifheit, Nils
Betreff: WG: Hundesteuer sittenwidrig


-----Ursprüngliche Nachricht-----
Von: Jörg-Peter Schweizer [mailto:jp.schweizer@gmx.de] 
Gesendet am: Sonntag, 3. Februar 2002 19:52
An: Post vom Web
Betreff: Hundesteuer sittenwidrig

Absender:
Name: Jörg-Peter Schweizer
Strasse: Jäger Straße 55
Ort: 70174 Stuttgart
Fax: 299 81 59
Nachricht: 
An die Landtagsfraktionen CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen und F.D.P
An die F.D.P. in Rodgau


Betr. Ihr Antrag zur Abschaffung der Hundesteuer

Sehr geehrte Damen & Herren von der F.D.P.

Ihren Antrag zur Abschaffung der Hundesteuer habe ich auf der Homepage von
"Maulkorbzwang" zur Kenntnis genommen, wofür ich Ihnen danke.
Zu diesem Sachgebiet finden Sie auf unserer Homepage von www.ig-hund.de für
Sie wichtige und vor allem nutzbare Informationen, die Sie
selbstverständlich zu Ihrem Nutzen und Verwendungszweck -gegen eine
Besteuerung für Hundehaltung- frei und ganz in Ihrem Belieben verwenden
können. Diese dienen hauptsächlich zur Argumentationshilfe u.
Argumentationsfindung gegen eine Besteuerung für Hundehaltung.
Die Hundesteuer ist kein juristisches, sondern ein rein politisches Problem
und muß daher auch konsequenterweise politisch angegangen werden.
Im Jahr der Bundestagswahl werden wir im Internet diesbezüglich eine
politische Kampagne gegen die Besteuerung für Hundehaltung in Deutschland
betreiben.
Auch wenn die Hundesteuer eine kommunale Steuer ist, kann nur Druck von
oberster Stelle was erreichen, nämlich die Bundespolitik, indem diese im Bundestag die Hundesteuer in Deutschland nur mal thematisieren würde. 

Diese kann Druck auf die Länder ausüben, welche den Druck an die Kommunen weitergeben können.
Schon daher ist die Hundesteuer auch eine Angelegenheit der Bundespolitik.
Die Hundesteuer ist -als alte überkommene Luxussteuer (Aufwandsteuer)-
nicht mehr zeitgemäß und daher ein Anachronismus. Wie in den meißten
europäischen Ländern schon so der Fall, muß endlich auch in Deutschland
diese sittenwidrige Tierhaltesteuer abgeschafft werden.

Ich zitiere hierbei die Forderung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.:
Wie für alle anderen Haus- u. Liebhabertiere darf es auch für Hundehaltung
keine Besteuerung geben.
Ein Tier oder eine mitgeschöpfliche Beziehung zu besteuern ist zutiefst
ungerecht und unsozial und steht auch nicht im Einklang mit dem
Tierschutzgedanken.

Die tief emotionale mitgeschöpfliche Mensch-Hund-Beziehung, die Liebe des
Bürgers zu seinem Hund durch politischen Amts- u. Machtmißbrauchs für rein
finanzpolitische Interessen -zum Zwecke der Einnahmeerzielung für die
angespannte Haushaltslage kommunaler und öffentlicher Kassen- zu
mißbrauchen, ist  rechts- u. machtmißbräuchlich und sollte die Politiker in
Deutschland zutiefst beschämen!
Die immer wieder besonders beliebten Rechtfertigungsargumente deutscher
Politiker zur Besteuerung für Hundehaltung wie z.B. Hundekot, Kampfhund,
Eindämmungsversuch, ordnungs- u. lenkungspolitische Funktion der Hundesteuer,
ist längst als reines Zweck- u. Alibiargument entlarvt und kann daher nicht
zum Zuge kommen. Das kann niemals Aufgabe einer Steuer sein; hierfür gibt es
kommunales Ordnungsrecht was nach polizeilicher Verordnung als Ordnungswidrigkeit mit Geldstrafen oder Bußgeldern
geahndet werden kann. Hiermit lassen sich Einzelfälle individuell hinreichend
sanktionieren. 
Die Bürgerinnen und Bürger unseres Landes sind nicht so dumm, wie Politiker
immer wieder glauben, indem man die Bürger mit scheinheiligen Zweck- u.
Alibiargumenten für rein politische Interessen abspeist.

"Wir appellieren an die Vernunft und den Anstand der Politiker in unserem
Land, an ihr sittliches, ethisches und moralisches Empfinden: 
Schafft endlich die ungerechteste und rechtlich höchst umstrittenste aller
Steuern, die Hundesteuer, ab. Mißbraucht nicht die Liebe des Bürgers zu
seinem Hund mit der Absicht der Einnahmeerzielung für finanzpolitischen
Eigennutz"

Ich bitte Sie verehrte Damen & Herren von der F.D.P. hinsichtlich der
anstehenden Bundestagswahl im September dieses Jahres, hiervon Ihre F.D.P.
Bundespartei in Berlin in Kenntnis zu setzen.
Die Thematik "Hundesteuer in Deutschland" wird wahlpolitisches Thema für die
Bundestagswahl werden, wofür unsere Bürgerinitiative gegen die Hundesteuer
eine Internetkampagne betreiben wird. Daß die Liebe zum allerliebsten
Mitgeschöpf des Menschen für finanzpolitische Interessen scham- u.
skrupellos durch politisches Amt und Macht mißbraucht wird, dafür haben die
Politiker von den Wählerinnen und Wähler keinen Wählerauftrag erhalten, um politische
Interessen über die der Bürgerinnen und Bürger unseres Landes zu stellen.

Selbstverständlich stehe ich Ihnen zu dieser Sachthematik -der traurigen
Besteuerung für Hundehaltung- gerne und jederzeit zur Verfügung unter der
Telefonnummer bei unserer Stuttgarter Geschäftsstelle: (0711) 299 81 59.
Ausführliche Unterlagen unserer Bürgerinitiative stehen bei Bedarf Ihrer
politischen Partei gerne zur Verfügung und Überlassung.
Über Ihre Stellungnahme zu obiger Schriftsache würde ich mich freuen und
wäre Ihnen dankbar.



Mit freundlichen Grüßen:   

Jörg-Peter Schweizer   (Bürgerinitiative gegen die Hundesteuer)

